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Der Bürgerrat „Forum gegen Fakes“ hat seine Empfehlungen
Bundesinnenministerin Faeser übergeben. Zu den Forderungen
gehört unter anderem die Einführung eines
„Desinformationsrankings“, was durch z.B. Correctiv erstellt werden
soll, die Überprüfung von Beiträgen durch KI und das Versehen von
Beiträgen mit Warnhinweisen.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der Alternative
für Deutschland, lehnt nicht nur das Instrument des Bürgerrats
komplett ab, sondern auch jegliche Form der Zensur:

„In einer Demokratie braucht man keinen Bürgerrat. Wir haben
gewählte Volksvertreter und brauchen mehr direktdemokratische
Elemente, zum Beispiel Volksabstimmungen, statt Vorschläge von
Regierungsfreunden, die nur der Legitimation von
Grundrechtsbeschränkungen durch die Ampelregierung dienen soll.
Das Vorgehen ist skandalös und die Vorschläge widersprechen
unserer freiheitlich demokratischen Grundordnung. Zensur und
Verbote passen zwar zur Politik der Ampelregierung, die nur ihre
eigene Meinung gutheißt, in einer Demokratie hat so etwas aber
nichts zu suchen.“

Empfehlungen des Bürgerrats zu Desinformationen sind verfassungsfeindlich und
demokratiegefährdend
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/V9ZutFiz4qc?si=c6bpPlXZdm0z8yVi
https://youtu.be/hlikmxSMMkc?si=IkFRk8oKAxVn48eJ
https://youtu.be/xTb_-mKpvgQ?si=hBC1TS9B3vV9dsao
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Rückblick auf die Plenarwoche: Dienstag, 10.9.2024
Opposition übt scharfe Kritik am Haushaltsentwurf der Bundesregierung

Im Anschluss an die Einbringungsrede von Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP)
folgte am Dienstag eine gut eineinhalbstündige Allgemeine Finanzdebatte zum
Bundeshaushalt 2025. Im Einzelnen ging es dabei um die erste Lesung des Einzelplans 08 des
Bundesministeriums der Finanzen, des Einzelplans 20 des Bundesrechnungshofes, des
Einzelplans 32 der Bundesschuld und des Einzelplans 60 der Allgemeinen Finanzverwaltung.
Peter Boehringer (AfD) hält den Haushalt schon angesichts der „völlig ungeklärten“ Globalen
Minderausgaben (GMA) von zwölf Milliarden Euro für nicht durchfinanziert und damit für
verfassungswidrig. Dieser Betrag stelle aber nur die Spitze des Eisbergs dar. Zusätzlich
fänden sich in fast allen Einzelplänen und dem Klima- und Transformationsfonds„lokale GMA-
Anforderungen“. Diese summieren sich laut Boehringer auf mehr als 27 Milliarden Euro, was
für insgesamt 39 Milliarden Euro an GMAs sorge. Unter den Minderausgaben finde sich auch
eine Milliarde Euro bei der Bundeswehr. „Das ist unrealistisch“, so der AfD-Abgeordnete.
Schließlich suche man verzweifelt Geld „für die Verlängerung des Ukrainekrieges, der nicht
der unsere ist“. Geradezu lächerlich, so Boehringer, sei zudem die Annahme beim Bürgergeld.
Dank der „rechtsvergessenen Zuwanderungs- und Sozialpolitik für alle Welt“ werde viel mehr
Geld benötigt. Budgetiert würden für 2025 aber 5,5 Milliarden Euro weniger als für 2024.
 
Streit um Bürgergeld und Rente im Etat des Arbeits- und Sozialministers

Der Etatentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, der auch in diesem Jahr der
mit großem Abstand ausgabenstärkste des Bundeshaushalts bleiben wird, stand am Dienstag
rund 90 Minuten lang auf der Tagesordnung des Bundestages. Im Haushaltsentwurf 2025 sieht
der Einzelplan 11 Ausgaben von 179,26 Milliarden Euro vor, das ist mehr als ein Drittel des
Gesamtetats. Das ist gegenüber 2024 und dem Gesamtvolumen nur eine verhältnismäßig
geringe Kürzung von rund 118 Millionen Euro. Bundesminister Hubertus Heil (SPD) verteidigte in
seiner Rede seine kürzlich erhobene Forderung nach einer deutlichen Erhöhung des
gesetzlichen Mindestlohns auf 15 Euro: „Wenn wir über die Zukunft der Arbeit reden, dann
brauchen wir nicht nur gute Arbeitsplätze, sondern auch einen Lohn, von dem man leben
kann.“ 
 
Norbert Kleinwächter (AfD) warf der Bundesregierung vor, im Haushaltsentwurf mit
geschönten, fingierten Zahlen zu arbeiten. Dieser Haushalt helfe weder den Arbeitnehmern
noch den Transferleistungsempfängern. Es sei absurd, für das Bürgergeld fünf Milliarden Euro
weniger einzuplanen, denn die Regierung wisse genau, dass diese Berechnungen nicht zu
halten sein werden. „Nächstes Jahr werden wir so hohe Kosten im Bürgergeld haben wie nie
zuvor“, prophezeite Kleinwächter.
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Rückblick auf die Plenarwoche, Mittwoch 11.9.2024
Generaldebatte - Weidel nennt Scholz „Kanzler des Niedergangs“

Im Deutschen Bundestag ist es am Mittwoch zu einem harten Schlagabtausch zwischen
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) und der Opposition gekommen. Scholz warf dem
Oppositionsführer Friedrich Merz (CDU/CSU) in der rund dreieinhalbstündige Generaldebatte
zur Politik der Bundesregierung vor, er habe sich durch den Abbruch der Gespräche über
eine Begrenzung der Asylbewerberzahlen „in die Büsche geschlagen“ und klopfe Sprüche. Die
Bürger wollten jedoch keine Theateraufführungen. „Aber wir sind immer noch bereit“,
signalisierte der Bundeskanzler. Merz konterte, die Behauptung von Scholz, der Abbruch der
Gespräche sei eine Inszenierung gewesen, sei „infam“. Die Generalaussprache bildete den
Höhepunkt der viertägigen ersten Beratung des Bundeshaushalts 2025.
Dr. Alice Weidel (AfD) bezeichnete Scholz als „Kanzler des Niedergangs“. Die Bürger hätten
begriffen, dass die Politik der Regierung Wohlstandsvernichtung, Deindustrialisierung,
Massenmigration und Verlust der inneren Sicherheit bedeute. „Die Opfer von Solingen
könnten noch leben, würden die Verantwortlichen nach Recht und Gesetz handeln“, sagte die
AfD-Fraktionsvorsitzende. Sie verlangte, illegale Migranten erst gar nicht ins Land zu lassen
„und jeden zurückzuweisen, der ohne Rechtsanspruch und ohne Papiere in Deutschland
eindringen will“. 
 
Anstieg bei den Verteidigungsausgaben debattiert

Am Mittwoch hat das Parlament zudem gut eineinhalb Stunden lang den Etatentwurf für das
Bundesministerium der Verteidigung beraten. Der Einzelplan 14 des Bundeshaushalts 2025
umfasst Ausgaben von 53,25 Milliarden Euro gegenüber 51,95 Milliarden Euro im Jahr 2024.
Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD) rechnet damit, dass die Einnahmen bei 331
Millionen Euro liegen (2024: 382,93 Millionen Euro). Der Unionsabgeordnete Dr. Johann David
Wadephul erhob schwere Vorwürfe gegen die Bundesregierung und Verteidigungsminister
Boris Pistorius (SPD). Der vorgelegte Verteidigungshaushalt zeige, dass die Zeitenwende von
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) allenfalls als Filmkulisse tauge.
 
Der AfD-Abgeordnete Dr. Michael Espendiller wies die Forderung nach einer weiteren
Unterstützung der Ukraine mit Waffen aus den Beständen der Bundeswehr zurück.
Deutschland verfüge aktuell noch über 300 Kampfpanzer und nicht jeder Soldat der
Bundeswehr könne mit einem Sturmgewehr ausgerüstet werden. So lasse sich Deutschland
nicht verteidigen, befand Espendiller. Der russische Angriff auf die Ukraine habe gezeigt,
dass jederzeit auch ein Angriff auf Deutschland möglich sei. Zugleich warf er den Parteien
der Regierung und der Union vor, die geforderten weiteren Erhöhungen der Verteidigungs-
ausgaben nicht finanzieren zu können. Niemand wisse, woher die zweistelligen
Milliardenbeträge in Zukunft kommen sollen. Zugleich warnte Espendiller vor der Auflage
eines neuen Sondervermögens für die Bundeswehr. Dies seien in Wirklichkeit nur „neue
Schulden“.
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Rückblick auf die Plenarwoche, Donnerstag 12.9.2024
AfD fordert „Kehrtwende“ in der Migrationspolitik

Zwei Tage nach dem gescheiterten Migrationstreffen der Regierungskoalition mit Vertretern der
CDU/CSU-Fraktion im Bundesinnenministerium hat der Bundestag am Donnerstag über zwei
Gesetzentwürfe der Koalitionsfraktionen zur Umsetzung des „Sicherheitspakets“ debattiert, auf
das sich die „Ampel“ nach dem Messeranschlag in Solingen verständigt hatte. Bei dem Anschlag
vom 23. August waren drei Menschen ums Leben gekommen und acht zum Teil schwer verletzt
worden. Zudem stand ein Antrag der AfD-Fraktion zur Einleitung einer „Kehrtwende in der
Migrationspolitik“auf der Tagesordnung der Abgeordneten. Darin fordert die Fraktion die
Bundesregierung auf, die Bundesgrenze gegebenenfalls auch durch die Errichtung von
Grenzzäunen kontrollierbar zu machen sowie jeden zurückzuweisen, der „unberechtigterweise
aus einem sicheren Transitland einreisen will und daher kein Anrecht auf Asyl haben kann“.
Zugleich soll die Bundesregierung nach dem Willen der AfD unter anderem die „wichtigsten
Anreize für die illegale Einwanderung nach Deutschland“ beseitigen und „die Praxis des
generellen Verbleibs abgelehnter Asylbewerber in Deutschland“ beenden. 
Dr. Bernd Baumann (AfD) konstatierte, dass sich die Ampelkoalition und die Union gerade mit
Forderungen zur Abstellung von Massenmigration überböten. „Damit gestehen Sie doch alle
implizit ein, dass offene Grenzen zu katastrophalen Folgen führen und eben nicht zu fröhlichem
Multikulti“, fügte Baumann hinzu. Um die Migration zu begrenzen, griffen Union und Ampel jetzt
auch zu Maßnahmen, die die AfD seit Jahren fordere. Dabei übernehme die Union sogar die
zentrale Forderung der AfD nach Zurückweisungen an den Grenzen. Dies zeige, dass die AfD
Recht gehabt habe mit ihren Warnungen und Forderungen zur Migration. Sie sei in ihrer
Migrationspolitik nie extremistisch oder inhuman gewesen, sondern vernünftig. 

Aussprache zum Innenetat - AfD: Wir brauchen dringend Neuwahlen

Der Bundestag hat am Donnerstag in erster Lesung gut eineinhalb Stunden lang über den
Etatentwurf des Bundesministeriums des Innern und für Heimat debattiert. Der Einzelplan 06
des Bundeshaushalts 2025 hat ein Ausgabevolumen von 13,75 Milliarden Euro im Vergleich zu
13,34 Milliarden Euro in diesem Jahr. Bundesministerin Nancy Faeser (SPD) kann mit Einnahmen
von 637,71 Millionen Euro rechnen (2024: 588,72 Millionen Euro). 
 
Die Sicherheit der Bürger sei der Regierung so lange egal, „bis die AfD stark wird“, sagte Dr.
Gottfried Curio (AfD). Dann werde auf einmal „Unmögliches möglich“, so Curio mit Verweis auf
„Grenzkontrollen, Bezahlkarte und Abschiebungen nach Afghanistan“. „Wir brauchen dringend
Neuwahlen“, forderte der AfD-Abgeordnete. Für gute Innenpolitik würden aber auch geeignete
Partner benötigt: „Also Schluss mit der offenen Verachtung des Wählerwillens.“ Niemand, der in
Thüringen CDU gewählt hat, wollte laut Curio BSW oder Linke. „Wer aber heutzutage CDU wählt,
bekommt alles: SPD, Grüne, BSW und Linke.“ Wenn die CDU schon alle AfD-Forderungen kopiere,
„muss nun auch endlich die wirkliche große Koalition her“, forderte der AfD-Abgeordnete. 
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Rückblick auf die Plenarwoche, Freitag 13.9.2024

Funktionsfähigkeit des Rechtsstaats Thema in der Debatte zum Justizetat

Der Bundestag hat sich am Freitag in erster Lesung mit dem Etatentwurf des Bundesministeriums der
Justiz auseinandergesetzt. Der Einzelplan 07 des Bundeshaushalts 2025 umfasst Ausgaben von 1,04
Milliarden Euro (2024: 1,03 Milliarden Euro). Unter den Bundesministerien ist das Justizressort
traditionell das mit dem geringsten Ausgabevolumen. Dafür kann Bundesjustizminister Dr. Marco
Buschmann (FDP) mit Einnahmen von 729,78 Millionen Euro rechnen (2024: 666,08 Millionen Euro). Damit
finanziert das Ministerium seine Ausgaben zu gut zwei Dritteln selbst.
 
Dr. Michael Espendiller von der AfD-Fraktion warf der Ampel-Koalition vor, die existierenden Probleme
nicht beim Namen zu nennen. Es könne so nicht mehr weitergehen. Die Bundesregierung reagiere
einfach nicht und arbeite lieber an Pseudomaßnahmen. Die Politik der Ampel sei: „Probleme verwalten,
aber nicht lösen.“ Während sich Minister Buschmann selbst beweihräuchere, gebe es in Deutschland
146.000 offene Haftbefehle, und es liefen 821 Killer frei in Deutschland herum.
 
Stephan Brandner in seiner Rede dazu: „Verfassungsbrüche allenthalben: angefangen bei
millionenfachen illegalen Migrationen, und zwar fast zehn Jahre lang, Grundrechtsraub während Corona,
faktischer Impfzwang mit unausgegorenen Impfstoffen, Verbote von kritischen Zeitungen, die der
Bundesregierung nicht gefallen unter Berufung auf das Vereinsrecht - das muss man sich mal
vorstellen! - bis hin zu verfassungswidrigen Haushalten und verfassungswidrigem
rechtsstaatsfeindlichen Bespitzeln der Opposition. Das zeichnet den Justizminister aus. Eigentlich
müsste er die Aufsicht über die Verfassung führen. Er müsste ein starkes, selbstbewusstes Bollwerk im
Justizministerium zugunsten der Rechte der Bürger und der Verfassung sein, und er ist genau das
Gegenteil.“
 
Kontroverse Einschätzungen der Fraktionen zum Haushaltsentwurf 2025

Den Abschluss der Beratungen des Haushaltsentwurfs der Bundesregierung bildete am Freitag die
sogenannte Schlussrunde zum Haushaltsgesetz 2025. Gegenstand der gut eineinhalbstündigen
Aussprache war auch der Finanzplan des Bundes für 2024 bis 2028. Im Anschluss überwies der
Bundestag das Haushaltsgesetz 2025 mit sämtlichen Einzelplänen sowie den Finanzplan des Bundes zur
federführenden Beratung an den Haushaltsausschuss.
 
Aus Sicht von Peter Boehringer (AfD) hat sich im Verlaufe der Woche bestätigt, dass die Regierung alles
versuche, „um sich bis Herbst 2025 durchzuschleppen“. In der Wirtschaft sei Konkursverschleppung ein
krimineller Akt, „in dieser Regierung gängige Praxis“. Weiterhin sei keine Klarheit zu zentralen Fragen
des Haushaltsentwurfes geschaffen worden, bemängelte er. Etwa dazu, wie man mit den „riesigen
Lücken in den beiden völlig unterschiedlichen Militäretats umgehen soll“. Völlig unklar finanziert seien
die „legitimen Kosten“ für die Verteidigungsfähigkeit Deutschlands. Die Milliardenkosten für die direkte
und indirekte Beteiligung Deutschlands am Ukrainekrieg würden über eine 50-Milliarden-EU-
Friedensfazilität kaschiert. Im Bundeshaushalt erfolge das über die sogenannte Nachbeschaffung an
Material. „Das bedeute nichts anderes als die physische Abgabe von Bundeswehrmaterial zur
Verwendung an einer fremden Front“, sagte Boehringer.
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Wahlkampf in Brandenburg
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Kreisparteitag in Greiz
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#BRANDNERUNTERWEGS

Schlussdienst im Plenum

Infostand in Gera



Kommende Termine
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. und Mi. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. 10-14 Uhr


